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W134 2108359-1/2E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Thomas GRUBER als Einzelrichter Uber die Beschwerde von
XXXX, gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA) vom 18.12.2014, AZ II/7-EBP/10-122532340, betreffend
Einheitliche Betriebspramie 2010, zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag.
Thomas GRUBER als Einzelrichter Gber die Beschwerde von rémisch 40 , gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria
(AMA) vom 18.12.2014, AZ 1I/7-EBP/10-122532340, betreffend Einheitliche Betriebspramie 2010, zu Recht erkannt:

A)

Die Beschwerde wird gemal 8 28 Abs. 2 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG) abgewiesenDie Beschwerde
wird gemald Paragraph 28, Absatz 2, Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG) abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zuldssigDie Revision ist gemald Artikel
133, Absatz 4, Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Text
ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:
I. Verfahrensgangromisch eins. Verfahrensgang

Mit Datum vom 23.03.2010 stellte der BeschwerdefUhrer fur das Antragsjahr 2010 einen Mehrfachantrag-Flachen und
beantragte u.a. die Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie fir das Antragsjahr 2010 fur in den Beilagen
Flachenbogen und Flachennutzung naher konkretisierte Flachen, u.a. fur die Almen mit den BNr. 9630945 und
9563598, deren Bewirtschafter er ist.

Mit Bescheid der AMA vom 30.12.2010, AZ 11/7-EBP/10-109043622, wurde dem Beschwerdeflhrer fur das Antragsjahr
2010 eine Betriebspramie in Hohe von EUR 6.660,63 gewahrt. Dabei wurden 63,65 zugewiesene flachenbezogene
Zahlungsanspriche, eine beantragte Flache von 62,38 ha und eine ermittelte Flache im selben AusmaR zugrunde
gelegt.

Mit Abanderungsbescheid der AMA vom 27.04.2011, AZ 11/7-EBP/10-110991152, wurde dem Beschwerdeflhrer fur das
Antragsjahr 2010 eine Betriebspramie in Hoéhe von EUR 6.660,63 gewdhrt. Dabei wurden 63,65 zugewiesene
flachenbezogene Zahlungsanspriche, eine beantragte Flache von 62,38 ha und eine ermittelte Flache im selben
Ausmald zugrunde gelegt.

Am 08.08.2013 wurde auf der Alm mit der BNr. 9663598 eine Vor-Ort-Kontrolle durchgefuhrt.

Mit Abanderungsbescheid der AMA vom 03.01.2014, AZ 11/7-EBP/10-120454561, wurde dem Beschwerdeflhrer fur das
Antragsjahr 2010 eine Betriebspramie in Hoéhe von EUR 6.396,68 gewdhrt. Dabei wurden 63,65 zugewiesene
flachenbezogene Zahlungsanspriche, eine beantragte Flache von 59,75 ha und eine ermittelte Flache im selben
Ausmal zugrunde gelegt.

Mit Datum 28.01.2014 bestatigte die Landwirtschaftskammer Steiermark, dass die Almfutterflaiche der Alm mit der
BNr. 9563598 im Rahmen einer fir den Mehrfachantrag 2010 erfolgten amtlichen Ermittlung (Digitalisierung) nach
bestem Wissen und Gewissen auf Basis des Almleitfadens nach den Vorgaben der AMA ermittelt worden sei und die
Flachenabweichung dem Landwirt und der Landwirtschaftskammer nicht erkennbar gewesen sei.

Am 16.07.2014 wurde auf der Alm mit der BNr. 9630945 eine Vor-Ort-Kontrolle durchgefuhrt.

Mit Datum 21.07.2014 brachte der Beschwerdefuhrer eine Erklarung des Auftreibers gemal3§ 8i MOG ein.Mit Datum
21.07.2014 brachte der Beschwerdefihrer eine Erklarung des Auftreibers gemaR Paragraph 8 i, MOG ein.

Mit angefochtenem Abanderungsbescheid der AMA vom 18.12.2014, AZ 1I/7-EBP/10-122532340, wurde dem
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Beschwerdefiihrer fir das Antragsjahr 2010 eine Betriebspramie von nur noch von EUR 4.960,32 gewahrt. Dabei
wurden der Ausbezahlung 63,65 zugewiesene flachenbezogene Zahlungsanspruche, eine beantragte Flache von 59,75
ha, eine Minimum Flache/Zahlungsanspriche und eine ermittelte Flache im Ausmal’ von 45,47 ha zugrunde gelegt.

Mittels am 12.01.2015 bei der AMA eingelangtem Schreiben erhob der Beschwerdeflhrer rechtzeitig Berufung
(nunmehr: Beschwerde) gegen den angefihrten Bescheid. Darin wird ausgefiihrt, dass die behdrdlichen Feststellungen
zum Ausmal3 der beihilfefahigen Flache falsch seien. Frihere amtliche Erhebungen hinsichtlich der Feststellung der
beihilfefahigen Flache seien nicht berilcksichtigt worden. Der Beschwerdefihrer habe lediglich schwarz- weiR Luftbild
zur Verfligung gehabt. Bis zum Jahr 2008 habe es keine andere zumutbare Mdoglichkeit der Bewertung der
Almfutterflache gegeben. Erst fur den Mehrfachantrag 2008 sei ein aktuelles Luftbild mit besserer Auflésung zur
Verflgung gestellt worden. Die Futterflaichen seien nach bestem Wissen und Gewissen und mit der notwendigen
Sorgfalt nach den oértlichen Verhaltnissen und nach den Vorgaben des Almleitfadens festgestellt und die Bewertungen
im Einzelnen fachlich begriindet worden. Bei der Referenzflachenfeststellung im Zuge der Vor-Ort-Kontrollen seien
Landschaftselemente nach § 4 Abs. 3 INVEKOS-GIS-V 2011 nicht bericksichtigt worden, was gesetzwidrig sei. Nach Art.
34 Abs. 3 der VO (EG) 1122/2009 seien Landschaftsmerkmale Teil der Gesamtflache. Eine Unterscheidung zwischen
Almen und anderen landwirtschaftlichen Parzellen ware unsachlich. Es liege ein Irrtum der zustandigen Behdrde vor,
der vom  Betriebsinhaber billigerweise nicht habe erkannt werden kénnen, weshalb keine
Ruckzahlungsverpflichtungen bestinden.Mittels am 12.01.2015 bei der AMA eingelangtem Schreiben erhob der
Beschwerdefiihrer rechtzeitig Berufung (nunmehr: Beschwerde) gegen den angefiihrten Bescheid. Darin wird
ausgefuhrt, dass die behdérdlichen Feststellungen zum AusmaB der beihilfefahigen Flache falsch seien. Frihere
amtliche Erhebungen hinsichtlich der Feststellung der beihilfefahigen Flache seien nicht bertcksichtigt worden. Der
Beschwerdefiihrer habe lediglich schwarz- wei Luftbild zur Verfigung gehabt. Bis zum Jahr 2008 habe es keine
andere zumutbare Moglichkeit der Bewertung der Almfutterflache gegeben. Erst fir den Mehrfachantrag 2008 sei ein
aktuelles Luftbild mit besserer Auflésung zur Verfligung gestellt worden. Die Futterflachen seien nach bestem Wissen
und Gewissen und mit der notwendigen Sorgfalt nach den Ortlichen Verhéltnissen und nach den Vorgaben des
Almleitfadens festgestellt und die Bewertungen im Einzelnen fachlich begrindet worden. Bei der
Referenzflachenfeststellung im Zuge der Vor-Ort-Kontrollen seien Landschaftselemente nach Paragraph 4, Absatz 3,
INVEKOS-GIS-V 2011 nicht bericksichtigt worden, was gesetzwidrig sei. Nach Artikel 34, Absatz 3, der VO (EG) 1122 aus
2009, seien Landschaftsmerkmale Teil der Gesamtflache. Eine Unterscheidung zwischen Almen und anderen
landwirtschaftlichen Parzellen ware unsachlich. Es liege ein Irrtum der zustdndigen Behorde vor, der vom
Betriebsinhaber billigerweise nicht habe erkannt werden konnen, weshalb keine Rickzahlungsverpflichtungen
bestinden.

In den INVEKOS-GIS-Verordnungen sei festgelegt, dass dem Antragsteller eine Hofkarte fir die Ermittlung der
beihilfefahigen Flache zur Verfigung gestellt werden musse, dies sei nicht geschehen. AuRRerdem sei die Strafe
unangemessen hoch.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen (Sachverhalt):

Mit Datum vom 23.03.2010 stellte der BeschwerdefUhrer fur das Antragsjahr 2010 einen Mehrfachantrag-Flachen und
beantragte u.a. die Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie fir das Antragsjahr 2010 fur in den Beilagen
Flachenbogen und Flachennutzung naher konkretisierte Flachen, u.a. fur die Almen mit den BNr. 9630945 und
9563598, deren Bewirtschafter er ist.

Mit angefochtenem Abadnderungsbescheid der AMA vom 18.12.2014, AZ 11/7-EBP/10-122532340, wurde dem
Beschwerdefiihrer fir das Antragsjahr 2010 eine Betriebspramie von nur noch von EUR 4.960,32 gewahrt. Dabei
wurden der Ausbezahlung 63,65 zugewiesene flachenbezogene Zahlungsanspruche, eine beantragte Flache von 59,75
ha, eine Minimum Flache/Zahlungsanspriche und eine ermittelte Flache im Ausmald von 45,47 ha zugrunde gelegt.

Der Beschwerdefiihrer erhob rechtzeitig Beschwerde gegen den angeflihrten Bescheid.
2. Beweiswurdigung:

Der Sachverhalt ergibt sich aus dem Akt der AMA und wurde von dem Beschwerdeflhrer nicht substantiiert bestritten.
Gegen die Feststellungen der belangten Behorde traten keine Bedenken auf, sie hat den entscheidungsrelevanten



Sachverhalt vollstandig ermittelt und festgestellt. Die Unterlagen im vorgelegten Behérdenakt sind echt und richtig.
Widerspruche traten nicht auf. Das Bundesverwaltungsgericht geht von den nachvollziehbaren Flachenfeststellungen
aufgrund der Vor-Ort-Kontrollen am 08.08.2013 sowie am 16.07.2014 aus, weil diese auf Grundlage der
nachvollziehbaren Methoden ermittelt wurde.

3. Rechtliche Beurteilung:
3.1. Anwendbare Rechtsvorschriften:
Zur Zustandigkeit:

Gemald Art. 131 Abs. 2 B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Beschwerden in Rechtssachen in
Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehdrden besorgt werden.Gemal3 Artikel
131, Absatz 2, B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Beschwerden in Rechtssachen in
Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehdérden besorgt werden.

Gemall § 6 Marktordnungsgesetz 2007 (MOG 2007),BGBI. | Nr. 55/2007 i. d.g.F., ist die AMA zustandige
Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle im Sinne dieses Bundesgesetzes, soweit sich nicht der Bundesminister
far Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im Interesse der Wahrung des Gesamtzusammenhangs
und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung Angelegenheiten der Vollziehung des gemeinschaftlichen
Marktordnungsrechts vorbehalt.Gemal Paragraph 6, Marktordnungsgesetz 2007 (MOG 2007), Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 55 aus 2007, i. d.g.F., ist die AMA zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle im Sinne dieses
Bundesgesetzes, soweit sich nicht der Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im
Interesse der Wahrung des Gesamtzusammenhangs und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung
Angelegenheiten der Vollziehung des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorbehalt.

Gemall § 1 AMA-Gesetz, BGBI. 376/1992 i.d.g.F., kdnnen Angelegenheiten, soweit diese durch Bundesgesetz oder
durch Verordnungen, die auf Grund von Bundesgesetzen erlassen werden, an die AMA Ubertragen werden, von der
AMA unmittelbar als Bundesbehorde besorgt werden.GemaR Paragraph eins, AMA-Gesetz, Bundesgesetzblatt 376 aus
1992, i.d.g.F., kdnnen Angelegenheiten, soweit diese durch Bundesgesetz oder durch Verordnungen, die auf Grund von
Bundesgesetzen erlassen werden, an die AMA Ubertragen werden, von der AMA unmittelbar als Bundesbehoérde
besorgt werden.

Gemal? § 6 Bundesverwaltungsgerichtsgesetz (BVwWGG), BGBI. | Nr. 10/2013 i.d.F. BGBI. | Nr. 122/2013, entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist.GemaR Paragraph 6, Bundesverwaltungsgerichtsgesetz (BVWGG), Bundesgesetzblatt Teil eins,
Nr. 10 aus 2013, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 122 aus 2013, entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal? Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes (AVG)
mit Ausnahme der 88§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles, und jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder
Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdrde in dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht
vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.GemaR Paragraph 17, VWGVG sind,
soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren tber Beschwerden gemalR Artikel 130,
Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes (AVG) mit Ausnahme der
Paragraphen eins bis 5 sowie des romisch vier. Teiles, und jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder
Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdrde in dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht
vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

Gemall § 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemald Art. 130 Abs. 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn der malfigebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des mafgeblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen
Kostenersparnis verbunden ist.Gemal3 Paragraph 28, Absatz 2, VWGVG hat das Verwaltungsgericht Gber Beschwerden
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gemal Artikel 130, Absatz eins, B-VG dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der mal3gebliche Sachverhalt
feststeht oder die Feststellung des mal3geblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der
Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

GemaR § 24 Abs. 4 VWGVG kann von der Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung abgesehen werden, wenn die
Akten erkennen lassen, dass die mundliche Erérterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und
einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958 (MRK), noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union (GRC),
ABI. Nr. C 83 vom 30.3.2010 S. 389, entgegenstehen.Gemdal3 Paragraph 24, Absatz 4, VWGVG kann von der
Durchfihrung einer muandlichen Verhandlung abgesehen werden, wenn die Akten erkennen lassen, dass die
mundliche Erérterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der Verhandlung
weder Artikel 6, Absatz eins, der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten,
Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958, (MRK), noch Artikel 47, der Charta der Grundrechte der Europdischen Union
(GRC), ABI. Nr. C 83 vom 30.3.2010 S. 389, entgegenstehen.

In der Sache selbst:

Art. 19 Abs. 1 sowie Art. 33 bis 35 und 37 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19. Januar 2009 mit
gemeinsamen Regeln fir Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten
Stitzungsregelungen fiir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr.
1290/2005, (EG) Nr. 247/2006, (EG) Nr. 378/2007 sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, ABI. L 30
vom 31.01.2009, S. 16 (im Folgenden:Artikel 19, Absatz eins, sowie Artikel 33 bis 35 und 37 der Verordnung (EG) Nr. 73
aus 2009, des Rates vom 19. Januar 2009 mit gemeinsamen Regeln flr Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen
Agrarpolitik und mit bestimmten Stiitzungsregelungen fir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der
Verordnungen (EG) Nr. 1290 aus 2005,, (EG) Nr. 247 aus 2006,, (EG) Nr. 378 aus 2007, sowie zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003,, Amtsblatt L 30 vom 31.01.2009, S. 16 (im Folgenden:

VO (EG) 73/2009), legen fest, dass Betriebsinhaber Betriebsprédmie in Anspruch nehmen kénnen, wenn sie eine
entsprechende Zahl von Zahlungsanspruchen besitzen und diese durch Stellung eines entsprechenden Antrages je
beihilfefahige Hektarflache aktivieren. Dabei ist beihilfefahig jede landwirtschaftliche Flache des Betriebs und jede
Flache mit Niederwald mit Kurzumtrieb, die fir eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird, oder, wenn die Flache
auch fur nichtlandwirtschaftliche Tatigkeiten genutzt wird, hauptsachlich fir eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt
wird. Als landwirtschaftliche Flache definiert Art. 2 lit. h der Verordnung jede Flache, die als Ackerland, Dauergriinland
oder Dauerkulturen genutzt wird. Die Betriebsinhaber melden die Parzellen an, die der beihilfefahigen Hektarflache
far jeden Zahlungsanspruch entsprechen. Auf3er im Fall héherer Gewalt oder auBergewdhnlicher Umstande mussen
diese Parzellen dem Betriebsinhaber zu einem vom Mitgliedstaat festzusetzenden Zeitpunkt zur Verfligung stehen, der
jedoch nicht nach dem in demselben Mitgliedstaat fiir die Anderung des Beihilfeantrags festgesetzten Zeitpunkt liegen
darf.vO (EG) 73 aus 2009,), legen fest, dass Betriebsinhaber Betriebspramie in Anspruch nehmen kénnen, wenn sie
eine entsprechende Zahl von Zahlungsanspriichen besitzen und diese durch Stellung eines entsprechenden Antrages
je beihilfefahige Hektarflache aktivieren. Dabei ist beihilfefahig jede landwirtschaftliche Flache des Betriebs und jede
Flache mit Niederwald mit Kurzumtrieb, die fir eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird, oder, wenn die Flache
auch fur nichtlandwirtschaftliche Tatigkeiten genutzt wird, hauptsachlich fir eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt
wird. Als landwirtschaftliche Flache definiert Artikel 2, Litera h, der Verordnung jede Flache, die als Ackerland,
Dauergrinland oder Dauerkulturen genutzt wird. Die Betriebsinhaber melden die Parzellen an, die der beihilfefahigen
Hektarflache fur jeden Zahlungsanspruch entsprechen. AuBer im Fall hoherer Gewalt oder auRergewdhnlicher
Umstande mussen diese Parzellen dem Betriebsinhaber zu einem vom Mitgliedstaat festzusetzenden Zeitpunkt zur
Verfliigung stehen, der jedoch nicht nach dem in demselben Mitgliedstaat fiir die Anderung des Beihilfeantrags
festgesetzten Zeitpunkt liegen darf.

Gemald Art. 42 VO (EG) 73/2009 werden alle Zahlungsanspriche, die wahrend eines Zeitraums von zwei Jahren nicht
gemal Artikel 34 aktiviert wurden, der nationalen Reserve zugeschlagen, auller im Falle hoherer Gewalt oder
auBergewohnlicher Umstande. Allerdings werden Zahlungsanspriche, die wahrend des Zweijahreszeitraums 2007 bis
2008 nicht aktiviert wurden, fir das Jahr 2009 nicht der nationalen Reserve zugeschlagen, wenn sie 2006 aktiviert
wurden, und werden Zahlungsansprtiche, die wahrend des Zweijahreszeitraums 2008 bis 2009 nicht aktiviert wurden,
far das Jahr 2010 nicht der nationalen Reserve zugeschlagen, wenn sie 2007 aktiviert wurden.GemaR Artikel 42, VO (EG)
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73 aus 2009, werden alle Zahlungsanspruche, die wahrend eines Zeitraums von zwei Jahren nicht gemaR Artikel 34
aktiviert wurden, der nationalen Reserve zugeschlagen, auBer im Falle héherer Gewalt oder auRRergewodhnlicher
Umstande. Allerdings werden Zahlungsansprtiche, die wahrend des Zweijahreszeitraums 2007 bis 2008 nicht aktiviert
wurden, fur das Jahr 2009 nicht der nationalen Reserve zugeschlagen, wenn sie 2006 aktiviert wurden, und werden
Zahlungsansprtiche, die wahrend des Zweijahreszeitraums 2008 bis 2009 nicht aktiviert wurden, fur das Jahr 2010
nicht der nationalen Reserve zugeschlagen, wenn sie 2007 aktiviert wurden.

Art. 34, 57, 58, 73 und 80 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 der Kommission vom 30. November 2009 mit
Durchfuhrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger
Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der
Stutzungsregelungen fiur Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe gemdall der genannten Verordnung und mit
Durchfuhrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger
Verpflichtungen im Rahmen der Stitzungsregelung fur den Weinsektor, ABl. L 316 vom 2.12.2009, 65 idF der
Durchfuhrungsverordnung (EU) Nr. 666/2012 der Kommission vom 20. Juli 2012, ABI. L 194 vom 21.7.2012, 3 (im
Folgenden: VO (EG) 1122/2009) lauten auszugsweise:Artikel 34, 57, 58, 73 und 80 der Verordnung (EG) Nr. 1122 aus
2009, der Kommission vom 30. November 2009 mit Durchfuhrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73 aus
2009, des Rates hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten
Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der Stutzungsregelungen flr Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe
gemal der genannten Verordnung und mit Durchfiihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234 aus 2007,
hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen im Rahmen der Stutzungsregelung fur den Weinsektor, ABI. L
316 vom 2.12.2009, 65 in der Fassung der Durchfiihrungsverordnung (EU) Nr. 666 aus 2012, der Kommission vom 20.
Juli 2012, Amtsblatt L 194 vom 21.7.2012, 3 (im Folgenden: VO (EG) 1122 aus 2009,) lauten auszugsweise:

"Artikel 34
Bestimmung der Flachen

(1) Die Flachen der landwirtschaftlichen Parzellen werden mit Mitteln bestimmt, die nachweislich eine Messgenauigkeit
gewahrleisten, welche derjenigen, wie sie von der auf Gemeinschaftsebene festgelegten geltenden technischen Norm
vorgeschrieben wird, zumindest gleichwertig ist.

Es wird eine Toleranzmarge festgesetzt mit einem auf den Parzellenumfang angewendeten Pufferwert von héchstens
1,5 m. Die Hochsttoleranz fur die einzelnen landwirtschaftlichen Parzellen darf jedoch einen Absolutwert von 1,0 ha
nicht tberschreiten.

(2) Die Gesamtflache einer landwirtschaftlichen Parzelle kann berUcksichtigt werden, sofern sie nach den
gebrauchlichen Normen des Mitgliedstaats oder der betreffenden Region ganz genutzt wird. Andernfalls wird die
tatsachlich genutzte Flache berlcksichtigt.

FUr Regionen, in denen bestimmte Landschaftsmerkmale, insbesondere Hecken, Grdben oder Mauern, traditionell
Bestandteil guter landwirtschaftlicher Anbau- oder Nutzungspraktiken sind, kdnnen die Mitgliedstaaten festlegen, dass
die entsprechende Flache als Teil der vollstandig genutzten Flache gilt, sofern sie eine von den Mitgliedstaaten zu
bestimmende Gesamtbreite nicht Ubersteigt. Diese Breite muss der in der betreffenden Region traditionell Ublichen
Breite entsprechen und darf zwei Meter nicht Gberschreiten.

Haben die Mitgliedstaaten der Kommission jedoch vor Inkrafttreten der vorliegenden Verordnung eine gréRere Breite
als zwei Meter gemal Artikel 30 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 796/2004 mitgeteilt, so darf diese
Breite weiterhin gelten.Haben die Mitgliedstaaten der Kommission jedoch vor Inkrafttreten der vorliegenden
Verordnung eine gréRere Breite als zwei Meter gemal? Artikel 30 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 796
aus 2004, mitgeteilt, so darf diese Breite weiterhin gelten.

(3) Alle Landschaftsmerkmale, die in den in Anhang Il der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 aufgefiihrten Rechtsakten
genannt oder Bestandteil des in Artikel 6 und Anhang Ill derselben Verordnung bezeichneten guten
landwirtschaftlichen und 6kologischen Zustands sein kénnen, sind Teil der Gesamtflache der landwirtschaftlichen
Parzelle.(3) Alle Landschaftsmerkmale, die in den in Anhang rémisch zwei der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009,



aufgefihrten Rechtsakten genannt oder Bestandteil des in Artikel 6 und Anhang rémisch drei derselben Verordnung
bezeichneten guten landwirtschaftlichen und 6kologischen Zustands sein kdnnen, sind Teil der Gesamtflache der
landwirtschaftlichen Parzelle.

(4) Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 34 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 gilt eine mit Baumen
bestandene Parzelle als landwirtschaftliche Parzelle im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, sofern die
landwirtschaftlichen Tatigkeiten bzw. die beabsichtigten Kulturen unter vergleichbaren Bedingungen wie bei nicht
baumbestandenen Parzellen in demselben Gebiet mdglich sind.(4) Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 34
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, gilt eine mit Bdumen bestandene Parzelle als landwirtschaftliche
Parzelle im Rahmen der fladchenbezogenen Beihilferegelungen, sofern die landwirtschaftlichen Tatigkeiten bzw. die
beabsichtigten Kulturen unter vergleichbaren Bedingungen wie bei nicht baumbestandenen Parzellen in demselben
Gebiet moglich sind.

(5) Werden Flachen gemeinsam genutzt, so teilen die zustandigen Behdrden diese fiktiv entsprechend dem Umfang
der Nutzung durch die einzelnen Betriebsinhaber oder entsprechend deren Nutzungsrechten auf diese auf.

(6) Die Beihilfefahigkeit der landwirtschaftlichen Parzellen wird mit geeigneten Mitteln Uberpruft. Hierzu wird
erforderlichenfalls die Vorlage entsprechender zusatzlicher Belege verlangt."

"Artikel 57
Berechnungsgrundlage in Bezug auf die angemeldeten Flachen

(1) Liegt im Fall von Beihilfeantrdgen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen die ermittelte Flache einer
Kulturgruppe Uber der im Beihilfeantrag angemeldeten Flache, so wird bei der Berechnung des Beihilfebetrags die
angemeldete Flache berucksichtigt.

(2) Bei einem Beihilfeantrag im Rahmen der Betriebspramienregelung gilt Folgendes:

e Strichaufzahlung
ergibt sich eine Abweichung zwischen den angemeldeten Zahlungsanspruchen und der angemeldeten Flache, so
wird fur die Berechnung der Zahlung die niedrigere der beiden GréRen zugrunde gelegt;

e Strichaufzahlung
liegt die Anzahl der angemeldeten Zahlungsanspriche Uber der Anzahl der dem Betriebsinhaber zur Verfigung
stehenden Zahlungsanspriiche, so werden die angemeldeten Zahlungsanspruche auf die Anzahl der dem
Betriebsinhaber zur Verfligung stehenden Zahlungsanspriche gesenkt.

(3) Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der fldchenbezogenen Beihilferegelungen die im Sammelantrag
angemeldete Flache Uber der ermittelten Flache derselben Kulturgruppe, so wird die Beihilfe, unbeschadet der gemaR
den Artikeln 58 und 60 vorzunehmenden Kirzungen und Ausschllsse, auf der Grundlage der fur diese Kulturgruppe
ermittelten Flache berechnet [...].

Artikel 58
Kirzungen und Ausschlisse in Fallen von zuviel angemeldeten Flachen

Liegt bei einer Kulturgruppe die angemeldete Flache fur die Zwecke der flachenbezogenen Beihilferegelungen Gber der
gemal Artikel 57 ermittelten Flache, so wird die Beihilfe auf der Grundlage der ermittelten Flache, gekirzt um das
Doppelte der festgestellten Differenz, berechnet, wenn die Differenz Giber 3 % oder 2 ha liegt, aber nicht mehr als 20 %
der ermittelten Flache ausmacht.

Liegt die Differenz Uber 20 % der ermittelten Flache, so wird fur die betreffende Kulturgruppe keine flichenbezogene
Beihilfe gewahrt.

Belduft sich die Differenz auf mehr als 50 %, so ist der Betriebsinhaber ein weiteres Mal bis zur Hohe des Betrags, der
der Differenz zwischen der angemeldeten Fldche und der gemaR Artikel 57 der vorliegenden Verordnung ermittelten
Flache entspricht, von der Beihilfegewadhrung auszuschlieBen [...]."

"Artikel 73

Ausnahmen von der Anwendung der Kiarzungen und Ausschlisse



(1) Die in den Kapiteln | und Il vorgesehenen Kirzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung, wenn der
Betriebsinhaber sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld
trifft."(1) Die in den Kapiteln romisch eins und rémisch zwei vorgesehenen Kurzungen und Ausschlisse finden keine
Anwendung, wenn der Betriebsinhaber sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann,
dass ihn keine Schuld trifft."

"Artikel 80
Ruckforderung zu Unrecht gezahlter Betrage

(1) Bei zu Unrecht gezahlten Betrdgen ist der Betriebsinhaber zur Rickzahlung dieser Betrage zuziglich der gemald
Absatz 2 berechneten Zinsen verpflichtet.

(2) Die Zinsen werden fur den Zeitraum zwischen der im Rickforderungsbescheid an den Beglinstigten angegebenen
Zahlungsfrist, die nicht mehr als 60 Tage betragen sollte, und dem Zeitpunkt der tatsachlichen Rickzahlung bzw. des
Abzuges berechnet.

Der anzuwendende Zinssatz wird nach Mal3gabe der einschldgigen nationalen Rechtsvorschriften festgesetzt, darf
jedoch nicht niedriger sein als der bei der Riuckforderung von Betragen nach einzelstaatlichen Vorschriften geltende
Zinssatz.

(3) Die Verpflichtung zur Ruckzahlung gemald Absatz 1 gilt nicht, wenn die Zahlung auf einen Irrtum der zustandigen
Behdrde oder einer anderen Behdrde zurlickzufiihren ist, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden

konnte.

Bezieht sich der Irrtum auf Tatsachen, die fur die Berechnung der betreffenden Zahlung relevant sind, so gilt
Unterabsatz 1 nur, wenn der Ruckforderungsbescheid nicht innerhalb von zwdélf Monaten nach der Zahlung

Ubermittelt worden ist."

Art. 3 der Verordnung (EG, EURATOM) Nr. 2988/95 des Rates vom 18. Dezember 1995 Uber den Schutz der finanziellen
Interessen der Europaischen Gemeinschaften (im Folgenden: VO (EG) 2988/95) lautet:Artikel 3, der Verordnung (EG,
EURATOM) Nr. 2988/95 des Rates vom 18. Dezember 1995 Uber den Schutz der finanziellen Interessen der
Europaischen Gemeinschaften (im Folgenden: VO (EG) 2988/95) lautet:

"Artikel 3

(1) Die Verjahrungsfrist fur die Verfolgung betragt vier Jahre ab Begehung der UnregelmaRigkeit nach Artikel 1 Absatz
1. Jedoch kann in den sektorbezogenen Regelungen eine klrzere Frist vorgesehen werden, die nicht weniger als drei

Jahre betragen darf.

Bei andauernden oder wiederholten UnregelmaRigkeiten beginnt die Verjahrungsfrist an dem Tag, an dem die
UnregelmaRigkeit beendet wird. Bei den mehrjahrigen Programmen lauft die Verjahrungsfrist auf jeden Fall bis zum

endgultigen Abschlul des Programms.

Die Verfolgungsverjahrung wird durch jede der betreffenden Person zur Kenntnis gebrachte Ermittlungs- oder
Verfolgungshandlung der zustandigen Behdrde unterbrochen. Nach jeder eine Unterbrechung bewirkenden Handlung

beginnt die Verjahrungsfrist von neuem.

Die Verjahrung tritt jedoch spatestens zu dem Zeitpunkt ein, zu dem eine Frist, die doppelt so lang ist wie die
Verjahrungsfrist, ablauft, ohne dass die zustandige Behdrde eine Sanktion verhdngt hat; ausgenommen sind die Falle,

in denen das Verwaltungsverfahren gemal Artikel 6 Absatz 1 ausgesetzt worden ist."

Gemal? 8 3 der Verordnung des Bundesministers fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft Gber
eine auf ein geographisches Informationssystem gestltzte Flachenidentifizierung (INVEKOS-GIS-Verordnung), BGBI. I
Nr. 335/2004, bedeuten:Gemald Paragraph 3, der Verordnung des Bundesministers fur Land- und Forstwirtschaft,
Umwelt und Wasserwirtschaft Uber eine auf ein geographisches Informationssystem gestutzte Flachenidentifizierung
(INVEKOS-GIS-Verordnung), Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 335 aus 2004,, bedeuten:

1. Feldstick: eine eindeutig abgrenzbare und in der Natur erkennbare Bewirtschaftungseinheit mit nur einer
Nutzungsart gemal3 8 7, die zur Ganze innerhalb oder aulRerhalb des benachteiligten Gebietes liegt.1. Feldsttick: eine
eindeutig abgrenzbare und in der Natur erkennbare Bewirtschaftungseinheit mit nur einer Nutzungsart gemaf}


https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/II/2004/335

Paragraph 7,, die zur Ganze innerhalb oder auBerhalb des benachteiligten Gebietes liegt.

2. Grundstuck: jener Teil einer Katastralgemeinde, der im Grenzkataster oder im Grundsteuerkataster als solcher mit
einer eigenen Nummer bezeichnet ist.

3. Grundstlcksanteil am Feldsttick: jener Flachenanteil eines Grundstiickes, der zu einem bestimmten Feldstick
gehort.

4. Schlag: eine zusammenhangende Flache auf einem Feldstlck, die fir eine Vegetationsperiode mit nur einer Kultur
bewirtschaftet wird oder auf der jegliche Kultur fehlt.

Gemald § 5 der INVEKOS-GIS-Verordnung erfolgen Flachenangaben zum Feldstiick, Grundstlicksanteil am Feldsttick
und Schlag ausgehend von der ermittelten Grundstticksflache. Das Ausmal der Flache ist jeweils fur die tatsachlich
genutzte Flache zu ermitteln. Nicht beihilfefahige Flachen wie insbesondere fir Weg- oder Gebdudeflachen sind von
der Grundstucksflache abzuziehen, ebenso Hecken, Graben, Geholze oder Mauern. Landschaftsmerkmale im Sinne
des Art. 30 der Verordnung (EG) Nr. 796/2004 gelten unbeschadet beihilfenspezifischer Regelungen dann als Teil der
tatsachlich genutzten Flache, wenn sie insbesondere eine Breite von zwei Metern oder im Verhaltnis zur Gesamtflache
des Feldstlicks eine signifikante GréRe nicht Uberschreiten.Gemal Paragraph 5, der INVEKOS-GIS-Verordnung erfolgen
Flachenangaben zum Feldstuck, Grundstlicksanteil am Feldstiick und Schlag ausgehend von der ermittelten
Grundstlcksflache. Das Ausmal der Flache ist jeweils flir die tatsachlich genutzte Flache zu ermitteln. Nicht
beihilfefahige Flachen wie insbesondere fir Weg- oder Gebaudeflachen sind von der Grundstulicksflache abzuziehen,
ebenso Hecken, Grdben, Geholze oder Mauern. Landschaftsmerkmale im Sinne des Artikel 30, der Verordnung (EG) Nr.
796 aus 2004, gelten unbeschadet beihilfenspezifischer Regelungen dann als Teil der tatsachlich genutzten Flache,
wenn sie insbesondere eine Breite von zwei Metern oder im Verhdltnis zur Gesamtflache des Feldsticks eine
signifikante GréRe nicht Uberschreiten.

Gemall § 8 INVEKOS-GIS-Verordnung ist die Hofkarte eine unter Einsatz computergestitzter geographischer
Informationstechniken erstellte kartographische Unterlage. Dabei sind auf Orthophotobildern von den
landwirtschaftlich genutzten Flachen eines Betriebs jedenfalls ersichtlich gemacht:GemaR Paragraph 8, INVEKOS-GIS-
Verordnung ist die Hofkarte eine unter Einsatz computergestitzter geographischer Informationstechniken erstellte
kartographische Unterlage. Dabei sind auf Orthophotobildern von den landwirtschaftlich genutzten Flachen eines
Betriebs jedenfalls ersichtlich gemacht:

1. der graphische Datenbestand der einzelnen Grundstliicke laut DKM (Grenzen, Nummern, Nutzungslinien und
Nutzungssymbole);

2. die Feldstlcksgrenzen aufgrund von Digitalisierungen im Auftrag des Antragstellers bzw. bei deren Fehlen ein
Vorschlag fur eine Feldstlcksbildung anhand der letzten Antragstellung vor Erstellung der Hofkarte.

Die Hofkarte dient dem Antragsteller gemalR § 9 Abs. 1 als Hilfsmittel bei der Ermittlung von Lage und Ausmaf3
beihilfenrelevanter Flachen. Die Hofkarte ist gemaR Abs. 2 von der Agrarmarkt Austria fur Vor-Ort-Kontrollen
heranzuziehen.Die Hofkarte dient dem Antragsteller gemaR Paragraph 9, Absatz eins, als Hilfsmittel bei der Ermittlung
von Lage und AusmaR beihilfenrelevanter Flachen. Die Hofkarte ist gemaR Absatz 2, von der Agrarmarkt Austria flr
Vor-Ort-Kontrollen heranzuziehen.

Gemal? § 10 INVEKOS-GIS-Verordnung Ubermittelt die Agrarmarkt Austria allen Antragstellern, die zum letzten vor der
Erstellung der Hofkarte liegenden Antragstermin einen Sammelantrag (Mehrfachantrag-Flachen) gestellt haben, einen
Ausdruck der Hofkarte. GemaR Abs. 2 ist ein elektronischer Zugriff des Antragstellers auf die Daten der Hofkarte samt
Internetapplikation sicherzustellen (INVEKOS-GIS).Gemal3 Paragraph 10, INVEKOS-GIS-Verordnung Ubermittelt die
Agrarmarkt Austria allen Antragstellern, die zum letzten vor der Erstellung der Hofkarte liegenden Antragstermin einen
Sammelantrag (Mehrfachantrag-Flachen) gestellt haben, einen Ausdruck der Hofkarte. Gemall Absatz 2, ist ein
elektronischer Zugriff des Antragstellers auf die Daten der Hofkarte samt Internetapplikation sicherzustellen (INVEKOS-
GIS).

Art. 4 Abs. 1 bis 3 INVEKOS-GIS-Verordnung 2011, BGBI. Il Nr. 330/2011, lautet:Artikel 4, Absatz eins bis 3 INVEKOS-GIS-
Verordnung 2011, Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 330 aus 2011,, lautet:

"8 4. (1) Referenzparzelle im Sinne des Art. 6 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 ist das Feldstlckspolygon, das aus
GrundstUcksanteilen besteht."§ 4. (1) Referenzparzelle im Sinne des Artikel 6, der Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009,


https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/II/2011/330

ist das Feldstiickspolygon, das aus Grundstticksanteilen besteht.

(2) Soweit eine Referenzparzelle bei Aimen oder Hutweiden sowohl produktive Flachen als auch unproduktive Flachen
aufweist, gilt als Referenzflache die Summe der zur Beweidung geeigneten Teilflachen mit einheitlichem Bewuchs unter
Abzug von Odland und Uberschirmten Flachen nach MaRgabe des Odland- oder Uberschirmungsgrades.

(3) Zur Referenzparzelle zahlen auch:

a) Flachen, die zwar aktuell nicht landwirtschaftlich genutzt werden, jedoch spatestens nach drei Jahren und mit
geringem Aufwand wieder landwirtschaftlich genutzt werden (sonstige Flachen);

b) Landschaftselemente gemal3 Art. 34 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009; davon Landschaftselemente, die in
den in Anhang Il der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 aufgefluhrten Rechtsakten genannt sind, unter der Voraussetzung,
dass der Antragsteller im Rahmen seiner Mitwirkungspflicht diese Eigenschaft nachweist;b) Landschaftselemente
gemal Artikel 34, Absatz 3, der Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009,; davon Landschaftselemente, die in den in Anhang
réomisch zwei der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, aufgefUhrten Rechtsakten genannt sind, unter der Voraussetzung,
dass der Antragsteller im Rahmen seiner Mitwirkungspflicht diese Eigenschaft nachweist;

c) Traditionelle Charakteristika gemafR3 Art. 34 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009, wenn sie eine Breite von zwei
Metern nicht Uberschreiten sowiec) Traditionelle Charakteristika gemal3 Artikel 34, Absatz 2, der Verordnung (EG) Nr.
1122 aus 2009,, wenn sie eine Breite von zwei Metern nicht Gberschreiten sowie

d) Landschaftselemente und sonstige nattrliche Merkmale mit einer Gréf3e von weniger als einem Ar, wenn deren
Gesamtausmal’ 6 % der Referenzflache nicht Gberschreitet; bei Almen und Hutweiden gilt dies nur fur Teilflachen, bei
denen kein Abzug von Odland und tberschirmten Flachen zu erfolgen hat.

Lit. b bis d gelten ungeachtet einer digitalen Erfassung der Landschaftselemente im Landschaftselementelayer."
3.2. Daraus folgt fur die eingebrachte Beschwerde:

1. Im vorliegenden Fall wurde keine Sanktion verhangt. Somit ist durch das erkennende Gericht nicht auf jene
Ausfuhrungen der Beschwerde einzugehen, welche sich mit dem Verschulden des Antragstellers und somit mit den -
nicht verhangten - Sanktionen befassen.

2. Der Beschwerdefuhrer bringt nichts Konkretes gegen die Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrolle vor und stellt auch nicht
substantiiert dar, inwiefern die Umlegung des Ergebnisses dieser Kontrolle auf das Jahr 2010 unzutreffend sein sollte.

Es ist darauf hinzuweisen, dass Art. 58 VO (EU) 1306/2013 und &hnlich bisher Art. 9 der VO (EG) 1290/2005 die
Mitgliedstaaten verpflichten, im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik alle Rechts- und Verwaltungsvorschriften
sowie alle sonstigen MaBnahmen zu erlassen, um einen wirksamen Schutz der finanziellen Interessen der Union zu
gewadhrleisten, insbesondere auch zu Unrecht gezahlte Betrage zuzlglich Zinsen wiedereinzuziehen und wenn
notwendig entsprechende rechtliche Schritte einzuleiten. Dies wurde auch in Art. 80 Abs. 1 VO (EG) 1122/2009
festgelegt. Aus Vorgangerbestimmungen leitete der Europaische Gerichtshof das unbedingte Gebot der Rickforderung
von zu Unrecht gewahrten Pramien, auch aus den Vorjahren, ab (EuGH 19.11.2002, Rs C-304/00 Strawson (Farms) Ltd.
und J.A. Gagg & Sons, Rn 64). Dies hat zur Folge, dass aktuelle Kontrollergebnisse nicht unberucksichtigt bleiben
durfen. Auch der Verwaltungsgerichtshof hat zuletzt in seinem Erkenntnis vom 9.9.2013, 2011/17/0216, neuerlich
ausgesprochen, dass die Verwaltungsbehdrden insbesondere berechtigt und verpflichtet sind, die dem Unionsrecht
entsprechenden Konsequenzen zu ziehen und die Bescheide, mit denen die Betriebspramien in einer bestimmten
Hohe (aber entgegen dem Unionsrecht) zuerkannt worden sind, abzuandern.Es ist darauf hinzuweisen, dass Artikel 58,
VO (EU) 1306 aus 2013, und ahnlich bisher Artikel 9, der VO (EG) 1290 aus 2005, die Mitgliedstaaten verpflichten, im
Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik alle Rechts- und Verwaltungsvorschriften sowie alle sonstigen MaBnahmen zu
erlassen, um einen wirksamen Schutz der finanziellen Interessen der Union zu gewahrleisten, insbesondere auch zu
Unrecht gezahlte Betrage zuzlglich Zinsen wiedereinzuziehen und wenn notwendig entsprechende rechtliche Schritte
einzuleiten. Dies wurde auch in Artikel 80, Absatz eins, VO (EG) 1122 aus 2009, festgelegt. Aus
Vorgangerbestimmungen leitete der Europaische Gerichtshof das unbedingte Gebot der Ruckforderung von zu
Unrecht gewahrten Pramien, auch aus den Vorjahren, ab (EuGH 19.11.2002, Rs C-304/00 Strawson (Farms) Ltd. und J.A.
Gagg & Sons, Rn 64). Dies hat zur Folge, dass aktuelle Kontrollergebnisse nicht unberucksichtigt bleiben dirfen. Auch
der Verwaltungsgerichtshof hat zuletzt in seinem Erkenntnis vom 9.9.2013, 2011/17/0216, neuerlich ausgesprochen,
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dass die Verwaltungsbehoérden insbesondere berechtigt und verpflichtet sind, die dem Unionsrecht entsprechenden
Konsequenzen zu ziehen und die Bescheide, mit denen die Betriebspramien in einer bestimmten Hohe (aber entgegen
dem Unionsrecht) zuerkannt worden sind, abzuandern.

Durchbrochen wird dieses Gebot durch den in Art. 80 Abs. 3 VO (EG) 1122/2009 geregelten Grundsatz des
Vertrauensschutzes und durch den Entfall der Rickforderung, wenn ein Behdrdenirrtum vorliegt, der vom
Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden konnte. Es liegt jedoch kein Behdérdenirrtum vor, weil fehlerhafte
Flachenangaben in die Sphare des Antragstellers fallen. Wie den angefuhrten Rechtsvorschriften zu entnehmen ist,
dient die Hofkarte nur als Hilfsmittel des Antragstellers. Ausgehend von dem Grundsatz, dass den Antragsteller die
Verantwortung flr die Richtigkeit der von ihm beantragten Flachenausmalie trifft, ist es an ihm gelegen, in
Zweifelsfallen die beihilfefahige Flache selbst oder durch Beauftragte, allenfalls auch unter Beiziehung von
Sachverstandigen zu ermitteln. Dies ist standige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VwGH 7.10.2013,
2013/17/0541). Dass der Beschwerdefiihrer dahingehende besondere Anstrengungen unternommen hat, wurde von
ihm nicht belegt.Durchbrochen wird dieses Gebot durch den in Artikel 80, Absatz 3, VO (EG) 1122 aus 2009, geregelten
Grundsatz des Vertrauensschutzes und durch den Entfall der Rickforderung, wenn ein Behdrdenirrtum vorliegt, der
vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden konnte. Es liegt jedoch kein Behérdenirrtum vor, weil
fehlerhafte Flachenangaben in die Sphare des Antragstellers fallen. Wie den angeflUhrten Rechtsvorschriften zu
entnehmen ist, dient die Hofkarte nur als Hilfsmittel des Antragstellers. Ausgehend von dem Grundsatz, dass den
Antragsteller die Verantwortung fur die Richtigkeit der von ihm beantragten Flachenausmalie trifft, ist es an ihm
gelegen, in Zweifelsfallen die beihilfefahige Flache selbst oder durch Beauftragte, allenfalls auch unter Beiziehung von
Sachverstandigen zu ermitteln. Dies ist standige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes vergleiche VwGH
7.10.2013, 2013/17/0541). Dass der Beschwerdeflhrer dahingehende besondere Anstrengungen unternommen hat,
wurde von ihm nicht belegt.

Auch legte der Beschwerdeflhrer nicht ausreichend konkret dar, auf Grund welcher Umstande das Ergebnis der Vor-
Ort-Kontrollen im Jahr 2013 bzw. 2014 von der belangten Behdrde nicht hatte verwendet werden durfen (vgl. VWGH
16.11.2011,2011/17/0145).Auch legte der Beschwerdeflhrer nicht ausreichend konkret dar, auf Grund welcher
Umstande das Ergebnis der Vor-Ort-Kontrollen im Jahr 2013 bzw. 2014 von der belangten Behérde nicht hatte
verwendet werden dirfen vergleiche VwGH 16.11.2011, 2011/17/0145).

3. Mangelndes Ermittlungsverfahren

Die Ausfuhrungen des Beschwerdefihrers, dass ein mangelndes Ermittlungsverfahren stattgefunden habe, sind nicht
nachvollziehbar, zumal im vorliegenden Fall das Ermittlungsverfahren entsprechend der unionsrechtlichen Vorgaben
erfolgt ist. Zusatzlich wurde eine Vor-Ort-Kontrolle durchgefiihrt und im Rahmen selbiger der dem gegenstandlichen
Fall zugrundeliegende Sachverhalt ermittelt. Es gilt das unbedingte Gebot der Ruckforderung von zu Unrecht
gewahrten Pramien, was auch vom EuGH bestatigt wurde. Folge daraus ist, dass neue Kontroll-Ergebnisse nicht
unberucksichtigt bleiben durfen. Es erfolgt die Auszahlung der Einheitlichen Betriebspramie auf Grundlage eines
Antrages des Beihilfeempfangers. Aus den rechtlichen Vorgaben ergibt sich lediglich die Festsetzung des Hochstmalles
an beihilfefahiger Flache (Referenzparzelle) durch die Zahlstelle oder durch von dieser beauftragte Einrichtungen.
Diese erfolgte jedoch unter verpflichtender Mitwirkung durch den Antragsteller und befreit diesen nicht von der
Verpflichtung, richtige und vollstandige Angaben zu machen. Wie der Europaische Gerichtshof (EuGH) in seinem Urteil
in der Rechtssache C-304/00 vom 19.11.2002 festgestellt hat, sind die Behérden nicht verpflichtet und auch gar nicht
in der Lage, die Richtigkeit samtlicher Angaben in den bei ihnen eingereichten Beihilfeantragen zu Uberprifen. Die
Kontrollen vor Ort erstrecken sich nur auf eine signifikante Stichprobe. Umso weniger kdnnen die Behdrden dazu
verpflichtet sein, die tatsachliche beihilfefahige Flache in jedem einzelnen Fall vorweg selbst zu ermitteln. Vielmehr
wurde im Fall des Beschwerdefihrers eine Vor-Ort-Kontrolle durchgefiihrt und das Ergebnis vor Bescheiderlassung
dem Beschwerdefuihrer zur Stellungnahme UGbermittelt. Samtliche Daten und Unterlagen, die Grundlage fir die
Gewahrung der Beihilfe darstellen, standen dem Landwirt jederzeit online im Rahmen der Internet-Applikation
INVEKOS-GIS zur Verfugung.

4. Der BeschwerdefUhrer bringt vor, die Futterflachen seien nach bestem Wissen beantragt worden.

Dazu ist zunachst auf die Verpflichtung des Antragstellers zu verweisen, bei der Digitalisierung mitzuwirken und
erforderliche Aktualisierungen der Referenzparzelle anlasslich der nachsten Antragstellung bei der zustandigen Stelle
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zu veranlassen. Der Beschwerdefihrer bringt auch nicht konkret vor, inwiefern die Ergebnisse der Kontrolle
unzutreffend sein sollen. Im Jahr 2010 stellte die AMA Uber die Bezirksbauernkammer flr die Berechnung des
sogenannten LN-Faktors (=die nicht landwirtschaftliche Nutzflache) zusatzlich ein Berechnungsmodell zur Verfagung,
bei dem nach Abschatzung des Uberschirmungsgrades die Abschédtzung der Gbrigen unproduktiven Flache in 10 %-
Schritten erfolgen konnte. Dies stellte die Zurverfigungstellung eines zusatzlichen Hilfsmittels fur die Antragsteller dar,
aber keine Anderung eines Messsystems oder einer Messgenauigkeit. Eine verbesserte Messgenauigkeit erfolgte
naturgemal mit der verpflichtenden Digitalisierung im Jahr 2010 und erfolgt laufend mit der Verbesserung der
Luftbildqualitat. Inwiefern daraus der Beschwerdefiihrerin ein Nachteil erwachsen ist, ware aber in der Beschwerde
konkret darzulegen gewesen. Die Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrollen beruhen nicht (ausschlie8lich) auf einem
verbesserten Luftbild, sondern insbesondere auf einer Begutachtung der Alm vor Ort.

Ein Irrtum der Behorde ist darin nicht erkennbar.

Daraus ergibt sich aber, dass der Beschwerdefliihrer den zu Unrecht an ihn gewdahrten Beihilfebetrag jedenfalls
zurlckzuerstatten hat.

5. Der Beschwerdefuhrer bringt vor, es liege ein Irrtum der Behoérde gemaB Art. 73 Abs. 4 der VO (EG) 796/2004 bzw.
Art. 80 Abs. 3 VO (EG) 1122/2009 vor, da diese bei friheren Prifungen zu anderen, hoheren Flachenfeststellungen
gelangt sei und sich der Antragsteller daran orientiert habe. Der in der zitierten Bestimmung geregelte Grundsatz des
Vertrauensschutzes sieht den Entfall der RUckforderung vor, wenn ein Behdrdenirrtum vorliegt, der vom
Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden konnte. Gegenstandlich liegt jedoch auch aufgrund des klaren
Wortlautes der Bestimmung kein Behordenirrtum vor, weil fehlerhafte Flachenangaben in die Sphéare des
Antragstellers fallen (BVerwG Deutschland 20.12.2012, 3 B 20.12). Ein gutgldubiger Erwerb der zu Unrecht
ausbezahlten Foérderungssumme kommt schon deswegen nicht in Betracht, da die hier skizzierte Bestimmung den
Vertrauensschutz abschlieBend regelt (BVerwG Deutschland 29.03.2005, 3 B 117.04).5. Der Beschwerdefuhrer bringt
vor, es liege ein Irrtum der Behorde gemaR Artikel 73, Absatz 4, der VO (EG) 796 aus 2004, bzw. Artikel 80, Absatz 3, VO
(EG) 1122 aus 2009, vor, da diese bei friheren Prifungen zu anderen, héheren Flachenfeststellungen gelangt sei und
sich der Antragsteller daran orientiert habe. Der in der zitierten Bestimmung geregelte Grundsatz des
Vertrauensschutzes sieht den Entfall der Ruckforderung vor, wenn ein Behdrdenirrtum vorliegt, der vom
Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden konnte. Gegenstandlich liegt jedoch auch aufgrund des klaren
Wortlautes der Bestimmung kein Behordenirrtum vor, weil fehlerhafte Flachenangaben in die Sphére des
Antragstellers fallen (BVerwG Deutschland 20.12.2012, 3 B 20.12). Ein gutgldubiger Erwerb der zu Unrecht
ausbezahlten Forderungssumme kommt schon deswegen nicht in Betracht, da die hier skizzierte Bestimmung den
Vertrauensschutz abschlieRend regelt (BVerwG Deutschland 29.03.2005, 3 B 117.04).

6. Das Vorbringen, dass ein aktuelles Luftbild mit besserer Auflésung erst fir den Mehrfachantrag- Flachen 2008 zur
Verflgung gestellt wurde, ist nicht nachvollziehbar, zumal im konkreten Fall das Antragsjahr 2010 behandelt wird und
der Beschwerdefuhrer somit bereits ein Luftbild mit besserer Aufldsung zur Verfligung hatte.

7. Aus der Erklarung gemaR & 8i MOG ist fur den Beschwerdefihrer aus mehreren Griinden nichts zu gewinnen: Zum
einen ist der Beschwerdefiihrer nicht bloRBer Auftreiber sondern Bewirtschafter der Alm mit der BNr. 9630945, zum
anderen ist im vorliegenden Fall keine Sanktion (Kurzung) verhangt worden. Aus den angefihrten Grinden ist kein
Anwendungsbereich des genannten Paragraphen gegeben. Genauso verhdlt es sich mit Erklarungen der
Landwirtschaftskammer Steiermark: Aufgrund der nicht verhangten Sanktion ist selbige ohne Belang.7. Aus der
Erklarung gemaR Paragraph 8 i, MOG ist fur den Beschwerdefuhrer aus mehreren Griinden nichts zu gewinnen: Zum
einen ist der Beschwerdefiihrer nicht bloBer Auftreiber sondern Bewirtschafter der Alm mit der BNr. 9630945, zum
anderen ist im vorliegenden Fall keine Sanktion (Kurzung) verhangt worden. Aus den angefihrten Grinden ist kein
Anwendungsbereich des genannten Paragraphen gegeben. Genauso verhdlt es sich mit Erklarungen der
Landwirtschaftskammer Steiermark: Aufgrund der nicht verhangten Sanktion ist selbige ohne Belang.

8. Nach Art. 34 Abs. 2 VO (EG) 1122/2009 konnen die Mitgliedstaaten bestimmten, dass bestimmte
Landschaftsmerkmale, die traditionell Bestandteil guter landwirtschaftlicher Anbau- oder Nutzungspraktiken sind, auf
die Nutzflache angerechnet werden. Dabei dirfen diese aber eine von dem Mitgliedstaat zu bestimmende
Gesamtbreite nicht Ubersteigen. Die Verordnung bedenkt hier insbesondere Hecken, Graben oder Mauern. Darlber
hinaus sind nach Art. 34 Abs. 3 Landschaftsmerkmale, die in bestimmten, dem Umwelt- und Landschaftsschutz
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dienenden EU-Verordnungen genannt sind oder Bestandteil des guten landwirtschaftlichen und &kologischen
Zustands sein konnen, Teil der Gesamtflache der landwirtschaftlichen Parzelle. Diese Bestimmungen schlieBen
Landschaftselemente auf Almen nicht aus. Dabei ist aber zu bedenken, dass das auf den gegenstandlichen Fall
anwendbare unionsrechtliche Regelwerk fir die Besonderheiten der Almen auch keine Vorkehrungen trifft. Art. 34
dieser Verordnung legt allgemein fest, dass mit Bdumen bestandene Flachen nur insoweit beantragt werden kénnen,
als auf ihnen die Nutzung der Futterfliche unter denselben Bedingungen moglich ist wie auf Flachen, die nicht
baumbestanden sind.8. Nach Artikel 34, Absatz 2, VO (EG) 1122 aus 2009, kénnen die Mitgliedstaaten bestimmten,
dass bestimmte Landschaftsmerkmale, die traditionell Bestandteil guter landwirtschaftlicher Anbau- oder
Nutzungspraktiken sind, auf die Nutzflache angerechnet werden. Dabei diirfen diese aber eine von dem Mitgliedstaat
zu bestimmende Gesamtbreite nicht Ubersteigen. Die Verordnung bedenkt hier insbesondere Hecken, Graben oder
Mauern. Daruber hinaus sind nach Artikel 34, Absatz 3, Landschaftsmerkmale, die in bestimmten, dem Umwelt- und
Landschaftsschutz dienenden EU-Verordnungen genannt sind oder Bestandteil des guten landwirtschaftlichen und
okologischen Zustands sein kdnnen, Teil der Gesamtflache der landwirtschaftlichen Parzelle. Diese Bestimmungen
schlieRen Landschaftselemente auf Almen nicht aus. Dabei ist aber zu bedenken, dass das auf den gegenstandlichen
Fall anwendbare unionsrechtliche Regelwerk fur die Besonderheiten der Almen auch keine Vorkehrungen trifft. Artikel
34, dieser Verordnung legt allgemein fest, dass mit Baumen bestandene Flachen nur insoweit beantragt werden
kénnen, als auf ihnen die Nutzung der Futterflache unter denselben Bedingungen moglich ist wie auf Flachen, die nicht
baumbestanden sind.

Die Gewahrung einer Beihilfe ist in Osterreich auch fiir baumbestandene Flachen auf Almen dadurch méglich, dass die
gesamte als Futterflache prinzipiell taugliche Almflache beihilfefahig ist, davon jedoch in gréberen Schritten die
moglichst prazise abgeschatzte nicht futterfahige Flache pauschal abgezogen wird. Dieses "Pro-Rata-System" scheint
eine zuldssige Moglichkeit zu sein, die tatsachliche Futterfliche auf Almen mit vertretbarem Aufwand zu bestimmen.
Die Zulassigkeit dieses Systems wird auch in Arbeitsdokumenten der EU-Kommission und in der neuen EU-
Gesetzgebung (Art. 10 und Erwagungsgrund 13 der VO [EU] 640/2014) bestatigt.Die Gewahrung einer Beihilfe ist in
Osterreich auch fir baumbestandene Flichen auf Almen dadurch méglich, dass die gesamte als Futterflache prinzipiell
taugliche Almflache beihilfeféhig ist, davon jedoch in groberen Schritten die moglichst prazise abgeschatzte nicht
futterfahige Flache pauschal abgezogen wird. Dieses "Pro-Rata-System" scheint eine zuldssige Moglichkeit zu sein, die
tatsachliche Futterflache auf Almen mit vertretbarem Aufwand zu bestimmen. Die Zuldssigkeit dieses Systems wird
auch in Arbeitsdokumenten der EU-Kommission und in der neuen EU-Gesetzgebung (Artikel 10 und Erwagungsgrund
13 der VO [EU] 640 aus 2014,) bestatigt.

Gleichzeitig scheint aber die zusatzliche - prazise - Ermittlung bestimmter Landschaftselemente in diesem System nicht
moglich zu sein, da diese Methode damit arbeitet, dass gerade nicht einzelne Elemente in Abzug bzw. Anrechnung
gebracht werden. Wie der Wortlaut der Richtlinie nahelegt, ist bei den Landschaftsmerkmalen an genau abgrenz- und
messbare, sich von der umgebenden Futterflache deutlich abhebende Elemente gedacht. Selbst Wege, Gebdude oder
Teiche, die scharf abgrenzbar sind, bilden bei den Almen Teil der Referenzparzelle und werden nicht von vornherein
ausgeschieden, selbst ihre Berlicksichtigung erfolgt pauschal im Rahmen des Pro-Rata-Systems. Es ist das Wesen einer
Alm, dass sie - im Gegensatz zum klassischen Heimbetrieb - aus einer Vielzahl an Elementen besteht, die die
Berglandschaft strukturieren und in besonderer und eigenartiger Weise gestalten. So sind Ublicherweise etwa
Einzelbaume, Baumgruppen und Verndssungszonen mit vielgestaltigem Bewuchs vorhanden. Gerade die regelmaRig
anzutreffenden Einzelbdume und Baumgruppen werden im Rahmen des Pro-Rata-Systems beim Uberschirmungsgrad
in groRziigiger Weise ber(icksichtigt, wenn etwa bei einem Uberschirmungsprozentsatz von bis zu 20% dennoch 100%
Futterfliche anerkannt werden. Dies (ibersteigt den in Osterreich nunmehr allgemein festgelegten Prozentsatz von 6%
bei Weitem. Soweit aber darlber hinaus nach Art. 34 Abs. 3 VO (EG) 1122/2009 einzelne Elemente, die nach den
angefuhrten Rechtsvorschriften dem Natur- und Landschaftsschutz dienen, dennoch berucksichtigbar waren, lage es
jedenfalls am Antragsteller, das Bestehen solcher Elemente mdoglichst prazise ins Treffen zu fUuhren und diese zu
verorten.Gleichzeitig scheint aber die zusatzliche - prazise - Ermittlung bestimmter Landschaftselemente in diesem
System nicht moglich zu sein, da diese Methode damit arbeitet, dass gerade nicht einzelne Elemente in Abzug bzw.
Anrechnung gebracht werden. Wie der Wortlaut der Richtlinie nahelegt, ist bei den Landschaftsmerkmalen an genau
abgrenz- und messbare, sich von der umgebenden Futterflache deutlich abhebende Elemente gedacht. Selbst Wege,
Gebaude oder Teiche, die scharf abgrenzbar sind, bilden bei den Almen Teil der Referenzparzelle und werden nicht
von vornherein ausgeschieden, selbst ihre Berticksichtigung erfolgt pauschal im Rahmen des Pro-Rata-Systems. Es ist



das Wesen einer Alm, dass sie - im Gegensatz zum klassischen Heimbetrieb - aus einer Vielzahl an Elementen besteht,
die die Berglandschaft strukturieren und in besonderer und eigenartiger Weise gestalten. So sind Ublicherweise etwa
Einzelbdaume, Baumgruppen und Vernassungszonen mit vielgestaltigem Bewuchs vorhanden. Gerade die regelmalig
anzutreffenden Einzelbdume und Baumgruppen werden im Rahmen des Pro-Rata-Systems beim Uberschirmungsgrad
in groRziigiger Weise berlcksichtigt, wenn etwa bei einem Uberschirmungsprozentsatz von bis zu 20% dennoch 100%
Futterfliche anerkannt werden. Dies (ibersteigt den in Osterreich nunmehr allgemein festgelegten Prozentsatz von 6%
bei Weitem. Soweit aber dartber hinaus nach Artikel 34, Absatz 3, VO (EG) 1122 aus 2009, einzelne Elemente, die nach
den angefiihrten Rechtsvorschriften dem Natur- und Landschaftsschutz dienen, dennoch bericksichtigbar waren, lage
es jedenfalls am Antragsteller, das Bestehen solcher Elemente moglichst prazise ins Treffen zu fihren und diese zu

verorten.

§ 4 Abs. 3 lit. d INVEKOS-GIS-V 2011,BGBI. Il Nr. 330/2011, i. d.g.F., wonach Landschaftselemente bei Almen und
Hutweiden nur auf Teilflichen beriicksichtigt werden kénnen, bei denen kein Abzug von Odland und (iberschirmten
Flachen zu erfolgen hat, spiegelt diese Uberlegungen wieder. Zwar ist diese Verordnung gem. ihrem § 10 auf den
Antrag des Beschwerdefiihrers noch nicht anzuwenden, doch ist darin ein Grundsatz verankert worden, der durch die
weitgehende Unmoglichkeit einer Kombination des Pro-Rata-Systems mit der Anrechnung von Landschaftselementen
bedingt ist. Dieser Grundsatz ist nicht auf die Antragsjahre ab 2012 beschrankt.Paragraph 4, Absatz 3, Litera d,
INVEKOS-GIS-V 2011, Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 330 aus 2011,, i. d.g.F., wonach Landschaftselemente bei Almen und
Hutweiden nur auf Teilflichen beriicksichtigt werden kénnen, bei denen kein Abzug von Odland und (iberschirmten
Fldchen zu erfolgen hat, spiegelt diese Uberlegungen wieder. Zwar ist diese Verordnung gem. ihrem Paragraph 10, auf
den Antrag des Beschwerdeflhrers noch nicht anzuwenden, doch ist darin ein Grundsatz verankert worden, der durch
die weitgehende Unmodglichkeit einer Kombination des Pro-Rata-Systems mit der Anrechnung von
Landschaftselementen bedingt ist. Dieser Grundsatz ist nicht auf die Antragsjahre ab 2012 beschrankt.

Da auch der Beschwerdeflhrer nicht konkret vorbringt, welche Landschaftselemente im angefochtenen Bescheid nicht
bertcksichtigt wurden und in welcher Weise diese zu berlcksichtigen gewesen waren, ist die Vorgangsweise der
Behorde in diesem Punkt nicht zu beanstanden.

9. Die beschwerdefiihrende Partei bringt im Weitesten vor, es liege eine mangelnde Berlcksichtigung einer friheren
VOK vor, da diese bei friheren Vor-Ort-Kontrollen zu anderen, héheren Flachenfeststellungen gelangt sei und sich der
Antragsteller daran orientiert habe. Der in der zitierten Bestimmung geregelte Grundsatz des Vertrauensschutzes sieht
den Entfall der Rickforderung vor, wenn ein Behdrdenirrtum vorliegt, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht
erkannt werden konnte. Gegenstandlich liegt jedoch auch auf Grund des klaren Wortlautes der Bestimmung kein
Behordenirrtum vor, weil fehlerhafte Flachenangaben in die Sphare des Antragstellers fallen (BVerwG Deutschland
20.12.2012, 3 B 20.12). Auch ein allenfalls gutglaubiger Erwerb der zu Unrecht ausbezahlten Férderungssumme kommt
schon deswegen nicht in Betracht, da die hier skizzierte Bestimmung den Vertrauensschutz abschlieBend regelt
(VerwG Deutschland 29.03.2005, 3 B 117.04).

10. Dem Vorbringen, die Flachensanktion stelle eine unangemessen hohe Strafe dar, ist die Judikatur des EuGH und
ihm folgend des VWGH zu Sanktionen auf dem Gebiet der gemeinsamen Marktordnung entgegen zu halten, wonach
keine Bedenken unter dem Gesichtspunkt des VerhaltnismaRigkeitsgrundsatzes bestehen, sofern die Sanktionen nur
je nach Schwere des VerstoRes abgestuft sind (VwGH 9.9.2013,2011/17/0216 mit Hinweis auf VWGH 11.4.2011,
2007/17/0035, EuGH 19.11.2002, Rs C-304/00 Strawson (Farms) Ltd. und J.A. Gagg & Sons, EuGH 6.7.2000, Rs C-356/97
Molereigenossenschaft Wiedergeltingen, EUGH 11. 7. 2002, Rs C-210/00 Kaserei Champignon Hofmeister, und EuGH
11.3.2008, Rs C-420/06 Jager), wie dies gegenstandlich der Fall ist.

11. Von der Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung konnte abgesehen werden, da Uber die Beschwerde
ausschlief3lich auf Grund der Aktenlage entschieden werden konnte. Das Gericht konnte aufgrund des schriftlichen
Vorbringens entscheiden, ohne dass dies eine Verletzung von Art. 6 Abs. 1 MRK oder Art. 47 GRC bedeutet hatte
(VWGH 20.3.2014, 2013/07/0146). Auch der EuGH setzt offensichtlich voraus, dass die Flachenermittlung im Rahmen
des Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems (INVEKOS) primar auf Basis der vorliegenden Orthofotos zu
erfolgen hat (vgl. EUGH Urteil vom 27. Juni 2013, C-93/12, Agrokonsulting).11. Von der Durchfihrung einer mindlichen
Verhandlung konnte abgesehen werden, da Uber die Beschwerde ausschlief3lich auf Grund der Aktenlage entschieden
werden konnte. Das Gericht konnte aufgrund des schriftlichen Vorbringens entscheiden, ohne dass dies eine
Verletzung von Artikel 6, Absatz eins, MRK oder Artikel 47, GRC bedeutet hatte (VwGH 20.3.2014, 2013/07/0146). Auch
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der EuGH setzt offensichtlich voraus, dass die Flachenermittlung im Rahmen des Integrierten Verwaltungs- und
Kontrollsystems (INVEKOS) primar auf Basis der vorliegenden Orthofotos zu erfolgen hat vergleiche EuGH Urteil vom
27.Juni 2013, C-93/12, Agrokonsulting).

3.3. Zu Spruchteil B:

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG unzuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Lésung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es an einer Rechtsprechung des VwGH (siehe die unter
3.2. angefuhrte umfangreiche Rechtsprechung des VwWGH und des EuGH zu den in der Beschwerde angesprochenen
Punkten).Die Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG unzulassig, weil die Entscheidung nicht von der Lésung
einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung
von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es an einer Rechtsprechung des VwGH
(siehe die unter 3.2. angefuhrte umfangreiche Rechtsprechung des VwGH und des EuGH zu den in der Beschwerde
angesprochenen Punkten).

Es war daher spruchgemal zu entscheiden.
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